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gangen. Die dem Gesetz widersprechende Gewährung der 
Hausarbeitstage und die darauf beruhenden Ausgleichszah­
lungen habe vielmehr allein der Betrieb z,u vertreten. Diesem - 
seien die persönlichen bzw. familiären Daten der Klägerin, 
bekannt gewesen, die nicht genügend beachtet bzw. kontrol­
liert worden seien. Eine besondere Rechtspflicht, dem Betrieb 
mitzuteilen, daß ihr Sohn volljährig geworden war und sich 
daraus der 'Wegfall des Hausarbeitstages für sie als allein­
stehende und noch nicht 40 Jahre alte Werktätige ergebe, 
habe für die Klägerin nicht bestanden. Die Voraussetzungen 
des § 126 Abs. 3 AGB lägen mithin nicht vor.'

Richtig an dieser Würdigung des Sachverhalts durch die 
Instanzgerichte ist, daß der Betrieb, vertreten durch die dafür 
zuständigen Leiter, seiner Pflicht zur Prüfung des Vorliegens 
der Voraussetzungen für die Gewährung, des Hausarbeits­
tages an die Klägerin im Zeitraum" von Februar 1986 bis 
April 1987 nicht nachgekommen ist. Dennoch hätte angesichts 
des Verhaltens der Klägerin cjeren Rückzahlungspflicht nach 
§ 126 Abs. 3 AGB nicht verneint werden dürfen.

Die Rückzahlung von "Lohn- und auch von Ausgleichszah­
lungen (§ 126 Abs. 1 AGB) kann insbesondere unter den in 
§ 126 Abs. 1 Buchst, c AGB genannten Voraussetzungen (feh­
lerhafte Berechnung bzw. unrichtige Auszahlung) durchaus 
im Einzelfall auf vom Betrieb zu vertretenden Umständen 
beruhen. Sofern aber der dem Werktätigen zuviel gezahlte 
Lohn neben einer unter Umständen vom Betrieb zu vertre­
tenden Arbeitsweise zugleich auch auf einem schuldhaften 
Handeln des Werktätigen beruht, ist dieser auf der Grundlage 
des § 126 Abs. 3 AGB zur Rückzahlung verpflichtet. Pflicht­
verletzungen des Betriebes heben, das schuldhafte Handeln 
des Werktätigen nicht auf. Nach der Regelung in § 126 AGB 
ist aber auch kein Raum für die Berücksichtigung der Mit­
verursachung der Überzahlung durch den Betrieb und keine 
Möglichkeit für eine Differenzierung der Höhe der Rück­
zahlung, wie das in Fällen fahrlässiger Schadenszufügung bei 
der materielien Verantwortlichkeit Werktätiger gemäß § 253 
AGB vorgesehen ist. -

Im vorliegenden Rechtsstreit hat ein schuldhaftes Verhal­
ten der Klägerin Vorgelegen. Bei ihrer eigenen leitenden Tä­
tigkeit mußte sie sich darüber im klaren sein, daß ihr vom 
Februar 1986 an kein Hausarbeitstag mehr zustand. In der 
Zeit vom 1. April 1985 bis zum 28. Februar 1986 war sie als 
Verkaufsabteilungsleiterin seihst für die -■ Gewährung des 
Hausarbeitstages an etwa 20 ihr unterstellte Mitarbeiterinnen 
verantwortlich. Die Entscheidung hierüber setzte das Wissen 
um die Regelungen in § 185 AGB voraus. Das war im übrigen 
im Funktionsplan auch so festgelegt.

, Indem die Klägerin ab Februar 1986 bis April 1987 Monat 
für Monat mit ihrem jeweiligen Ersuchen, ihr den Haus­
arbeitstag zu genehmigen, den Eindruck erweckte, als hätte 
sie hierauf einen Anspruch, hat sie somit schuldhaft die Aus­
zahlung von Ausgleichszahlungen verursacht. Nach §126 
Abs. 3 AGB ist sie deshalb zur Rückzahlung dieser Beträge 
verpflichtet. Die Klägerin hat Vorteile erlangt, von denen sie 
wissen mußte, daß' diese mit dem Gesetz nicht im Einklang 
stehen.

Auf den Kassationsantrag war das mit dem Gesetz nicht 
im Einklang stehende Urteil des Bezirksgerichts aufzuheben. 
Angesichts des vollständig aufgeklärten Sachverhalts konnte 
der Senat in eigener Entscheidung über die Berufung des 
Verklagten gegen das Urteil des Kreisgerichts befinden. Die­
ses Urteil war aufzuheben und der Einspruch der Klägerin 
gegen den Beschluß der Konfliktkommission als unbegründet 
abzuweisen.

In diesem Sinne hat sich auch der im Kassationsverfahren 
mitwirkende Vertreter des Zentralvorstandes der Gewerk­
schaft Handel, Nahrung und Genuß geäußert.

Familienrecht
Art. 23 Rechtshilfevertrag DDR — Polen; § 34 FGB.
Für die Entscheidung über die Ehewohnung im Eheschei­
dungsverfahren mit Beteiligung eines Staatsbürgers der 
Volksrepublik Polen sind die Gerichte des Staates zuständig.

auf dessen Territorium die Ehegattep ihren gemeinsamen 
Wohnsitz haben oder hatten.
OG, Urteil vom 17. März 1988 - OFK 2/88.

Die kinderlose Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden. Die 
Klägerin ist Staatsbürger der VR Polen und der Verklagte 
Staatsbürger der DDR. Nach der Eheschließung am 2. Juli 1986 
siedelte die Klägerin am 9. Dezember 1986 in die DDR über. 
Sie reichte am 20. April 1987 die Scheidungsklage ein. Beide 
Prozeßparteien begehrten die Ehewohnung für sich.

Das Kreisgericht hat die Rechte an der 'Ehewohnung der 
Klägerin übertragen und dein Verklagten zur Räumung ver­
urteilt. Gegen diese Entscheidung hat der Verklagte Berufung 
eingelegt

Das Bezirksgericht hat die Berufung abgewdesen.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­

sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat sieh nicht ausdrücklich mit den Fra­
gen der Zuständigkeit des Gerichts und des in diesem Ver­
fahren anzuwendenden. Rechts befaßt. Es hätte erkennen 
müssen, daß das Kreisgericht sich zwar im Ergebnis richtig 
für zuständig erklärte und auch zutreffend das materielle 
Recht der DDR angewandt hat, ohne sich jedoch exakt mit 
den Bestimmungen des Vertrags zwischen der DDR und der 
Volksrepublik Polen über den Rechtsverkehr in Zivil-, Fa­
milien- und Strafsachen vom 1. Februar 1957 (GBl. I Nr. 52 
S. 414) i. d. F. des 'Protokolls vom 18. April 1975 (GBl. II Nr. 12 
S. 245) zu befassen, so daß die Ausführungen des Kreisge­
richts im Urteil des Bezirksgerichts zu ergänzen gewesen 
wären. Nach Art. 23 des Vertrages ist die Zuständigkeit für 
die Ehescheidung in dem Fall, daß die Ehegatten eine unter­
schiedliche Staatsbürgerschaft und einen gemeinsamen Wohn­
sitz haben, nicht ausdrücklich geregelt. Aus Art. 23 Abs. 2, 
der sich auf unterschiedliche Staatsbürgerschaften und unter­
schiedliche Wohnsitze der Ehegatten bezieht, läßt sich jedoch 
ableiten, daß das Kreisgericht am gemeinsamen Wohnsitz 
auf jeden Fall zuständig sein müßte (vgl. auch G.-A. Lübchen, 
Internationale Rechtshilfe In Zivil- und Familiensachen, Ber­
lin 1969, S. 89 f.). Die in Art. 23 enthaltene Lücke läßt sich mit 
demselben Ergebnis seit 1975 auch über eine entsprechende 
Anwendung des Art. 22 А Abs. 2 schließen, wonach bei unter­
schiedlicher Staatsbürgerschaft für persönliche und vermö­
gensrechtliche Beziehungen der Ehegatten die Gerichte des 
Staates zuständig sind, auf dessen Territorium die Ehegatten 
ihren gemeinsamen Wohnsitz haben oder hatten.

Das von der Klägerin angerufene Kreisgericht in der DDR 
ist also für die Ehescheidung zuständig.

Auf das Verfahren vor dem Gericht der DDR ist das Pro­
zeßrecht des eigenen Landes anzuwenden (§ 181 Abs. 3 ZPO). 
Somit ist über die mit der Ehescheidung nach § 13 ZPO ver­
bundenen Ansprüche im Ehescheidungsverfahren zu ent­
scheiden. Das betrifft hier die Entscheidung über die Rechte 
an der Ehewohnung.

Für die Anwendung des materiellen Rechts ergibt sich für 
die Ehescheidung, ausgehend von den obigen Ausführungen 
zur Zuständigkeit aus Art. 23 Abs, 2 "des Rechtshilfevertrags, 
daß das Kreisgericht das Recht der DDR anzuwenden hatte. 
Die Ehescheidung erfolgte zutreffend nach § 24 FGB.

Für den mit der Ehescheidung verbundenen Anspruch zur 
Ehewohnung folgt aus Art. 22 des Rechtshilfevertrags, daß 
sich die persönlichen und vermögensrechtlichen Beziehungen 
der Ehegatten bei unterschiedlicher Staatsangehörigkeit nach 
dem Recht des Vertragspartners bestimmen, auf dessen Ge­
biet sie ihren Wohnsitz haben. Über die Rechte an der Ehe­
wohnung war daher nach dem FGB (DDR) zu entscheiden.

Die dazu ergangene Entscheidung des Bezirksgerichts ver­
letzt jedoch § 34 FGB sowie §§ 2 Abs. 2 und 45 Abs. 3 ZPO.

(Es folgen Ausführungen zur weiteren Sachaufklärung 
durch das Bezirksgericht hinsichtlich der bisherigen und 
möglichen künftigen Entwicklung der Lebensverhältnisse der 
Prozeßparteien.)•


